



Mit einem Sächsischen Transparenzgesetz
Teilhabemöglichkeiten der Bürgerinnen und
Bürger stärken.
„In Hamburg haben wir bereits vor 
fünf Jahren tschüss Amtsgeheimnis 
und willkommen Transparenz gesagt. 
Demokratie lebt vom Mitmachen. Wer 
mitmachen will, muss informiert sein. 
Dafür schafft das Transparenzgesetz 
Voraussetzungen: für das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger, für eine 
informierte und kritische Teilhabe an 
Verwaltungsentscheidungen und für 
eine Kultur der Beteiligung in den Be-
hörden und Ämtern.“
 Senator Dr. Till Ste en, Präses der Justizbe-
hörde Hamburg
„Wir wollen als Interessenvertretung 
des Radverkehrs faktenbasiert arbei-
ten. Im Bereich der Geoinformations-
daten funktioniert das im Freistaat 
bereits vorbildlich. Was jedoch fehlt, 
ist ein unkomplizierter und transpa-
renter Zugang zu allen Informationen 
des Unfallgeschehens im Freistaat. 
Unfallschwerpunkte, Unfallursachen 
und Verkehrsstatistiken werden aktuell 
noch wie Staatsgeheimnisse behan-
delt. Daher begrüßen wir diese parla-
mentarische Initiative.“
 Rolf Leonhardt, stellvertretender Vorsitzender 
des ADFC Sachsen e.V.
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stellen Sie sich vor: Sie leben in einem 
kleinen idyllischen Städtchen im Frei-
staat Sachsen. Historischer Ortskern, 
ein paar Einfamilienhäuser am Stadt-
rand. Doch da gibt es diese eine Stra-
ße im Dorf, auf der es ständig kracht. 
Auch Radfahrende waren bereits in 
Unfälle verwickelt, wurden z.T. schwer 
verletzt. Ihre Kinder nutzen den Weg 
täglich, wenn sie zur Schule gehen. Sie 
gründen eine Bürgerinitiative, setzen 
sich für Tempo 30 und einen separaten 
Radweg ein. Nur, es mangelt Ihnen für 
Ihre Initiative an Informationen zum 
Unfallgeschehen: Unfallschwerpunkte, 
Unfallursachen und Verkehrsstatisti-
ken sind Ihnen nicht zugänglich. Die 
zuständigen Behörden versprechen 
bereits seit Jahren mehr Transparenz. 
Passiert ist jedoch nichts. 
Was bleibt? Die Erkenntnis, kaum et-
was zu wissen, ein mulmiges Gefühl im 
Bauch und die Hoffnung auf Verbesse-
rungen.
  Zugang zu Informationen des Freistaates, der Landkreise und 
Gemeinden
 Bereitstellung der Information unmittelbar und von Amts wegen
 Barrierearmer Zugriff über Transparenzplattform im Internet
  auf Antrag Bereitstellung nicht veröffentlichungsfähiger
Informationen
 (Weitestgehende) Kostenfreiheit
  Beauftragte /-r für Informationsfreiheit als Ansprechpartner /-in
für Bürgerinnen und Bürger
Seitdem sich 1998 das Land Brandenburg als erstes deutsches Bun-
desland ein Informationsfreiheitsgesetz gegeben hat, folgten weitere 
elf Bundesländer. Ein entsprechendes Bundesgesetz besteht seit 2006. 
Damit erhielten Bürgerinnen und Bürger erstmals die Möglichkeit des 
Zugriffs auf staatliche Dokumente nach Antragstellung. Vorbildlich 
sind die Transparenzgesetze in Hamburg (2012) und Rheinland-Pfalz 
(2015). Danach müssen staatliche Behörden von Amtswegen ihre Do-
kumente veröffentlichen und Bürgerinnen sowie Bürger keine Anträge 
mehr stellen. Weder ein Informationsfreiheitsgesetz, noch ein Transpa-
renzgesetz besteht in den Ländern Bayern, Hessen und Sachsen. Der 
GRÜNE Gesetzentwurf zielt darauf ab, die bestehende Regelungslücke 




Mit unserem Entwurf eines Transparenzgesetzes möchten wir, die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag, den eben be-
schriebenen Zustand beheben.
Unsere Zielsetzung
Nicht nur Vereine, Verbände und Initiativen erhalten Zugriffsrechte auf 
staatliche Dokumente. Auch dem starken Wunsch der Bürgerinnen und 
Bürger nach mehr staatlicher Transparenz wird Rechnung getragen. Auf 
einer sächsischen Transparenzplattform im Internet stellt nicht nur die 
Staatsregierung samt ihrer Behörden, sondern auch die Verwaltung der 
Gemeinden und Landkreise von Amts wegen alle geeigneten Informatio-
nen ein (Veröffentlichungspfl icht).
Sind Informationen nicht zur breiten Veröffentlichung geeignet, haben 
die Bürgerinnen und Bürger auf Antrag Anspruch auf Zugang zu diesen 
Informationen (Auskunftspfl icht). Bis zu einem Verwaltungsaufwand von 
1.000 Euro ist der Zugang zu den Informationen nach den Vorstellungen 
der GRÜNEN-Fraktion kostenfrei.
Das Amt des Sächsischen Datenschutzbeauftragten soll um das Amt der 
bzw. des Beauftragten für die Informationsfreiheit erweitert werden. Sie 
bzw. er wacht über die Umsetzung des Gesetzes und steht Bürgerinnen 
und Bürgern für Anregungen oder bei Problemen zur Verfügung.
Inhalte des GRÜNEN Trans-
parenzgesetzentwurfs auf 
einen Blick:www.gruene-fraktion-sachsen.de/
transparenz
